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Vous êtes autorisé, cas échéant, si l’occasion le demande, à donner connaissance 
de la présente déclaration au Gouvernement près duquel vous êtes accrédité.

Il nous serait par contre du plus haut intérêt de savoir à quoi nous en tenir au 
sujet de ces tentatives de rapprochement de la part du St. Siège sur lesquelles la 
presse revient souvent: nous vous prions en conséquence confidentiellement et 
pour autant toutefois que cela vous paraîtra possible, de bien vouloir nous rensei
gner sur le degré de créance qu’on peut donner à ces bruits, et au cas où il y aurait 
quelque chose de positif à cet égard, nous faire savoir ce qu’il y a de vrai dans cette 
prétendue mission du Cardinal Bianchi ou du Cardinal Nina, et éventuellement 
aussi quel en serait le but, en un mot quelles sont les dispositions actuelles de la 
Cour de Rome et ses intentions probables à ce sujet.

Nous nous rendons fort bien compte des difficultés qu’il y a à vous procurer ces 
informations délicates qui sortent de la sphère de votre Légation [...J6.

6. Es fo lg t die Grussformel.

141
E 2300 Berlin 3

Der schweizerische Gesandte in Berlin, A. Roth, 
an den Bundesrat

B Berlin, 20. November 1878

Der Reichskanzler hat dem Bundesrathe den Antrag betreffend Einsetzung 
einer Kommission zur Revision des Zolltarifs in einem, vom 12 .d.M. datirten 
Schreiben, wie sie aus beiliegendem Zeitungsausschnitte1 ersehen werden, vorge
legt.

Indem ich mir erlaube, Sie, unter Bezugnahme auf meine Mittheilung vom 
2. d. M.2 vorläufig auf diese neue Kundgebung des Reichskanzlers zu verweisen, 
beehre ich mich betreffend die gegenwärtige handelspolitische Situation Folgen
des beizufügen: Es ist, wie Ihnen mein Stellvertreter, H. v. Claparède, schon 
berichtet hat3, Thatsache, dass bei den vorbereitenden Arbeiten für die Revision 
des deutschen Zolltarifs die schutzzöllnerischen Tendenzen des Reichskanzlers 
in ganz erheblichem Maasse zur Geltung kommen sollen. Über die Détails 
Näheres zu erfahren, ist aber zur Zeit noch nicht möglich, da es sich, wie bemerkt, 
nur um Vorarbeiten handelt und den mit diesen Vorstudien beauftragten Beam
ten die strengste Diskretion anbefohlen ist. Eine festere Gestalt kann zudem die
ses Projekt erst annehmen, wenn einerseits die im Gange befindlichen Enquêten 
zum Abschlüsse gelangen werden und anderseits die bundesräthliche Tarif-Revi
sionskommission ihre Arbeit wird beginnen können. Darüber, dass es unmöglich

1. Nicht abgedruckt.
2. Ibid.
3. Vgl. das Schreiben von Claparède an den Bundesrat vom 2 5 .1 0 .1 8 7 8  (E 13 (B )/1 5 2 ).

dodis.ch/42120dodis.ch/42120

http://dodis.ch/42120
http://db.dodis.ch
http://dodis.ch/42120


20.  N O V E M B E R  1878 297

sein wird, dem Reichstage schon in der nächsten Session bezügliche Vorlagen zu 
unterbreiten, ist man in maassgebenden Kreisen nicht im Zweifel; nur in der 
Tabak-Frage, sagte mir dieser Tage H. Reichskanzleramts-Präsident Hofmann, 
sei eine beschleunigte Behandlung denkbar.

Auf meine Frage, welche Anträge wohl die Tabaks-Enquête-Kommission 
stellen werde, antwortete mir H. Hofmann, es sei sehr wahrscheinlich, dass diese 
Kommission betreffend das von Deutschland zu wählende Sistem [!] (Tabak- 
Monopol oder Fabrikatsteuer etc. etc.) gar nicht zu einer abgeschlossenen 
Ansicht gelange, denn die Meinungen seien in derselben sehr getheilt und dass es 
somit dem Bundesrath Vorbehalten bleibe, bestimmte Anträge zu stellen 
bezw. über die Enquête ein endgiltiges Urtheil zu fällen und sich gestützt darauf 
eine Ansicht über das zu wählende System zu bilden. Diese Enquête scheint aller
dings ihrem Abschlüsse nahe zu stehen, denn auch die nach den Vereinigten Staa
ten Amerika’s abgeordneten Kommissions-Mitglieder haben dort ihre Arbeit 
beendigt und werden die unfreiwillige Musse der Überfahrt zur Ausarbeitung des 
Berichtes ausnützen.

Lässt sich, wie vorhin ausgeführt, über die Stellung welche der Bundesrath, 
bezw. dessen Kommission zu der Tarif-Revision einnehmen wird, noch nichts 
Bestimmtes Voraussagen, so ist dies in erhöhtem Maasse der Fall betreffend die 
Haltung des Reichstages. So viel scheint mir aber jetzt schon festzustehen, dass 
eine grundsätzliche Umkehr zum Schutzzoll nicht zu befürchten ist, denn der 
neue Reichstag repräsentirt, betreffend die handelspolitischen Fragen, die beiden 
Richtungen ungefähr in dem gleichen Verhältnisse, wie dieses in der abgetrete
nen (aufgelösten) Versammlung vertreten war. Und im Grunde genommen 
beweist eigentlich die bekannte Erklärung der neuen sog. volkswirthschaftlichen 
Vereinigung des Reichstages sehr wenig; sie lässt höchstens darauf schliessen, 
dass die Mehrheit des Reichstags allerdings bei einzelnen Positionen des Tarifs zu 
Concessionen geneigt wäre und dass also der Reichskanzler mit diesen und jenen 
partiellen Schutzzöllen, wenn nicht gerade in der von ihm gewünschten Höhe, so 
doch prinzipiell durchdringen dürfte.

Auch diesen partiellen Sieg wird er aber nicht ohne heftige Opposition errin
gen können, denn die sehr einflussreichen Abgeordneten Delbrück und Bamber
ger zeigen sich zu keinen Concessionen bereit und werden keinen Zoll breit von 
ihrem bisherigen Standpunkte weichen. Auch rüstet sich überhaupt die Freihan- 
delsparthei in Deutschland zum Kampfe, (freilich nicht, ohne dass im ändern 
Lager nicht auch wieder eine vermehrte Thätigkeit entwickelt würde). So ist hier 
in Berlin ein «Verein zur Förderung der Handelsfreiheit» in der Bildung begrif
fen. (Vorsitzender H. Dr. Bamberger), welcher alle gleichgesinnten Elemente 
Deutschlands in sich aufnehmen soll. (Auch an mich ist eine Einladung zum Bei
tritte gerichtet worden, ich habe aber derselben natürlich keine Folge gegeben, da 
ich meine Theilnahme als mit meiner amtlichen Stellung unvereinbar betrachte.) 
Die betreffenden Druckschriften4 schicke ich Ihnen heute unter Kreuzband zu.

Was endlich noch die Unterhandlungen mit Oestreich betrifft, so ist es Thatsa- 
che, dass die oestreichisch-ungarische Regierung eine weitere Prolongation des 
bestehenden Vertrages abgelehnt hat. Dagegen schlägt sie, um dem Eintritte

4 . N ic h t  erm itte lt .
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eines vertragslosen Zustandes, welcher Oestreich hauptsächlich wegen des Weg
falls des Zollkartells und der Erleichterungen des Veredlungsverkehrs sehr 
nachtheilig wäre, vor, einen Vertrag auf der Basis der « Meistbegünstigung» abzu- 
schliessen. Auf diesen Vorschlag tritt aber die deutsche Regierung nicht ein, da 
ihr ein derartiger Vertrag keine Vortheile gewähren würde, bezw. der autonome 
oestr. Zoll-Tarif unannehmbar erscheint und die wenigen Concessionen, welche 
Oestreich Italien gemacht hat, für Deutschland ohne Werth sind. Die deutsche 
Regierung will absolut einige bestimmte Tarif-Begünstigungen verlangen; ob ihr 
dies gelingen wird, muss sich bald entscheiden, denn die oestreichischen U nter
händler werden, behufs Wiederaufnahme der Unterhandlungen, in den nächsten 
Tagen hier erwartet.

Über die weitern praktischen Konsequenzen der Heidelberger-Minister- 
Conferenz wüsste ich nichts Zuverlässiges zu berichten.

Die gestrige Eröffnung des preussischen Landtages und die hiebei von dem 
Vice-Präsidenten des Staatsministeriums verlesene Thronrede bieten nichts 
Erhebliches, ich habe mich daher darauf beschränkt, Ihnen gedachte Rede ohne 
Bericht zuzuschicken.

Das A ttentat auf den König von Italien hat, wie leicht begreiflich, hier einen 
ganz besonders berührenden Eindruck gemacht. Es heisst auch speziell der Kai
ser sei sehr ergriffen und es könnte dieser Zwischenfall, sowie die Gemüthsaufre- 
gung, welche die Erkrankung der grossh[erzoglich] hessischen Familie und der 
Tod der jüngsten Prinzessin, bei ihm hervorgerufen habe, leicht eine weitere Ver
schiebung seiner Rückkehr nach Berlin zur Folge haben. Dafür, dass er nach sei
ner Rückkunft wirklich wieder die Regierung übernehmen werde, liegen immer 
noch nur Vermuthungen und Indicien vor, an einem direkten, bestimmten 
Beweise fehlt es ganz.

Betreffend die allgemeine politische Situation kann ich mich wohl darauf 
beschränken zu bemerken, dass man dieselbe auch hier wesentlich günstiger 
beurtheilt, als vor einigen Wochen. Man glaubt an die Lebensfähigkeit des Berli
nervertrages, wenn man sich auch nicht verhehlt, dass man nach den seither 
gemachten Erfahrungen, eint und anderes nicht ganz glücklich behandelt hat. 
Von der Absicht, eine ergänzende Nach-Conferenz zu veranlassen, — die Presse 
sprach hievon — spricht man in den hiessigen politischen und diplomatischen 
Kreisen nicht.

In den nächsten Tagen werde ich Ihnen über einzelne, andere Fragen (Ausfüh
rung des Sozialistengesetzes5 u. Verhältniss zum Vatikan6) Bericht erstatten.

5. Vgl. das Schreiben von Roth an den Bundesrat vom 26. 11. 1879 (E  2300 Berlin 3).
6. Vgl. das Schreiben von Roth an den Bundesrat vom 11. 12. 1878  (E 2300 Berlin 3).
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